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Frauen. Machen. Demokratie.4

Impressionen von der 
10. Frauenpolitischen 
Fachtagung

Die 10. Frauenpolitische Fachtagung der DBB NRW-Frauenvertretung 

fand unter dem Motto Frauen. Machen. Demokratie. am 8. Oktober 

2025 im Meliá-Hotel Düsseldorf statt. Im Umfeld interssanter Vorträge 

über „Frauen im Rechtsextremismus“ oder „Frauen in der Demokratie“ 

tauschten sich die Teilnehmenden über zahlreiche tagesaktuelle Prob-

lemlagen und Herausforderungen aus. Die Veranstaltung fand im Rah-

men der diesjährigen frauenpolitischen Veranstaltungsreihe des DBB 

NRW statt. In der Geschäftsstelle des DBB NRW ist im Rahmen dieser 

Veranstaltungreihe bis zum 30. April 2026 die Ausstellung „Mütter des 

Grundgesetzes“ zu besichtigen (bitte mit rechtzeitiger Anmeldung).

Frauenfachtagung 2025
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Zwischen Sicherheit und Wandel6

Resümee des 
seniorenpolitischen 
Seminars in 
Mönchengladbach

„gefährdet leben“ in Düsseldorf7

Ausstellung erinnert 
an die Verfolgung 
queeren Lebens von 
1933 bis 1945

Forderung nach mehr Beamten in vulnerablen Bereichen

Sicherstellung öffentlicher Daseinsvorsorge  
bei Sabotage neuralgischer Infrastruktur
In den vergangenen Monaten 
wurde vonseiten der Politik in 
Bund und Land wiederholt die 
Forderung aufgestellt, aus Kos-
tengesichtspunkten das Berufs-
beamtentum, aber auch den  
öffentlichen Dienst im Allgemei-
nen auf vermeintlich „staatliche 
Kernaufgaben“ zu beschränken. 
Zu diesbezüglichen Einlassun-
gen des CDU-Generalsekretärs 
Karsten Linnemann und des 
NRW-Arbeitsministers Karl-Jo-
sef Laumann hat der DBB NRW 
Beamtenbund und Tarifunion 
bereits mehrfach Stellung bezo-
gen und weist diese Forderun-
gen entschieden zurück.

Hierzu der 1. Vorsitzende des 
DBB NRW, Roland Staude:  
„Mit populistischen Äußerun-
gen kann man den öffentlichen 
Dienst nicht in die Zeit stellen. 
Hierfür sind zwingend echte 
Attraktivitätsmodule not
wendig.“ Angesichts der 

gesamtgesellschaftlichen Her-
ausforderungen steter Krisen
bewältigung ist ein funktionie-
render öffentlicher Dienst mit 
motivierten und loyalen Be-
schäftigten unerlässlich, diese 
Diskussion ist daher kontrapro-
duktiv. „Gerade der öffentliche 
Dienst in NRW hat sich in Kri-
sen, wie bei der Finanzkrise, 
der Flüchtlingskrise oder der 
Coronapandemie, als Stabili-
tätsanker zwischen Staat und 
Gesellschaft außerordentlich 
bewährt; und diesen jetzt zu 
demontieren oder infrage zu 
stellen, ist grob fahrlässig und 
unverantwortlich“, so Roland 
Staude. Grundsätzlich sieht das 
die NRW-Landesregierung ähn-
lich. NRW-Finanzminister 
Dr. Marcus Optendrenk stärkte 
der Beamtenschaft im Land 
den Rücken, indem er deren Lo-
yalität und Zuverlässigkeit als 
wichtige Stütze von Staat und 
Gesellschaft würdigte.

Geopolitische Herausforde-
rungen für die öffentliche 
Daseinsvorsorge

Bezüglich der statusrechtli-
chen Frage steht das Berufsbe-
amtentum für den DBB NRW 
nicht zur Disposition. Dabei 
verwehrt sich der DBB NRW 
auch grundsätzlich nicht einer 
objektiven Aufgabenüberprü-
fung, jedoch ist ein öffentlicher 
Diskurs keine Einbahnstraße, 
sodass gewerkschaftsseitig 
nun die Forderung nach zu-
sätzlichen Verbeamtungen in 
die öffentliche Diskussion ein-
gebracht wird. Diese beziehen 
sich auf die existenziell bedeu-
tenden Aufgaben unseres 
Staates und müssen aufgrund 
der derzeitigen geopolitischen 
Gegebenheiten einer 
„24/7-Gewährleistung“ unter-
liegen. Auch hier ist das Berufs-
beamtentum in die Zeit zu 
stellen.

Die Ausweitung des Berufsbe-
amtentums sollte insbesondere 
bei empfindlichen Infrastruktu-
ren erfolgen, wie Mobilität und 
Logistik, Energie- und Wasser-
versorgung, Kommunikations-
einrichtungen und der Gesund-
heitsversorgung, einschließlich 
Arzneimittelversorgung. Roland 
Staude: „Angesichts zuneh-
mender Sabotage neuralgischer 
Infrastruktur in unserem Land, 
wie Bahnverkehr, Energieversor-
gung und Kommunikationsein-
richtungen, durch innere und 
äußere Angriffe, sind Loyalität 
und Zuverlässigkeit des Berufs-
beamtentums eine wesentliche 
Grundlage für eine resiliente 
und freiheitliche Gesellschaft.“

Sicherstellung von Mobili-
tät und Versorgung

Konkret geht es bei den Forde-
rungen des DBB NRW nach zu-
sätzlichen Verbeamtungen um 

Oberstabsgefreite der Bundeswehr während 
ihrer Fahrschulausbildung 

Leitstelle der Autobahn GmbH zur Überwachung 
von Verkehrsflüssen und Infrastruktur
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Ebenen der funktionellen 
Sicherstellung von Koordina
tions-, Überwachungs-, Steue-
rungs- und Kontrollprozessen. 
Demnach würden im Umfeld 
von „Mobilität und Logistik“ 
zum Beispiel Leitstellenbeset-
zung zur Überwachung von 
Brücken und Tunnel oder Be-
triebszentralen von Verkehrs-
einrichtungen zur Koordinie-
rung des Fahrzeug- und 
Personaleinsatzes in Betriebsor-
ganisationen mit verbeamteten 
Mitarbeitern besetzt, um stets 
reibungslose Verkehrsflüsse zu 
gewährleisten. Das sichert im 
Krisen- und Spannungsfall die 
Versorgung der Bevölkerung, 
zum Beispiel auch bei Fällen 
sabotierter Infrastruktur durch 
die Koordinierung von Umlei-
tungen oder Wiederinbetrieb-
nahmen gestörter Anlagen.

Auch dem DBB NRW ist be-
wusst, dass die Verbeamtung 
von Lkw- und Busfahrern sowie 
Lok- und Triebwagenführern 

unrealistisch ist. Diesbezüglich 
würde die wiedereingeführte 
Wehrpflicht im Rahmen des 
Katastrophen- und Heimat-
schutzes eine zusätzliche Sicher-
heitsoption darstellen, im Kri-
sen- und Spannungsfall die 
Versorgung der Bevölkerung 
aufrechtzuerhalten, indem man 
Wehrdienstleistende während 
ihres Grundwehrdienstes oder 
fortlaufend im Reservedienst, 
ergänzend zu ihrer militärischen 
Ausbildung, zum Beispiel auch 
als Lkw-, Busfahrer, Rettungssa-
nitäter oder IT- und Kommuni-
kationstechniker ausbildet und 
im Bedarfsfall als loyale Fach-
kräfte zum Reservistendienst 
einberuft. Von dieser zivilberuf-
lichen Ausbildung würden folg-

lich Gesellschaft und die Wehr-
dienstleistenden in späteren 
beruflichen Tätigkeiten profitie-
ren, wie auch im Nebenjob oder 
im gesellschaftlichen Ehrenamt. 
Zugleich ein nützliches Tool zur 
Attraktivitätssteigerung des 
Wehrdienstes, eine Win-win-Si-
tuation für alle und vielleicht in 
ähnlicher Form auch bei zivilen 
Freiwilligendiensten (Rettungs-
sanitäter, Pflegehelfer, Logistik-
helfer) umsetzbar.

Ähnliches gilt bei der „Arznei-
mittelversorgung“. Hier würde 
das verbeamtete Personal vor-
rangig Koordinations-, Steue-
rungs-, Überwachungs- und 
Kontrollaufgaben überneh-
men, insbesondere bei Be-

schaffung, Bevorratung, Lage-
rung, Transport und Verteilung. 
Roland Staude, 1. Vorsitzender 
des DBB NRW: „Für die Sicher-
stellung einer 24/7-Gewähr-
leistung öffentlicher Daseins-
vorsorge bietet sich das 
Berufsbeamtentum geradezu 
an, denn als wesentliche We-
sensmerkmale der Exekutive 
als vollziehende oder ausfüh-
rende Gewalt des Staates 
gegenüber einer bürokratie-
schaffenden Legislative gelten 
gerade dessen Loyalität, Konti-
nuität und Neutralität.“

Der DBB NRW sieht hierbei die 
Politik in der Pflicht, ein Ge-
samtkonzept zur 24/7-Gewähr-
leistung öffentlicher Daseins-
vorsorge zu erarbeiten, stets 
weiterzuentwickeln und an die 
unbeständigen inneren und äu-
ßeren Problemlagen anzupas-
sen. Ohne Zweifel gehören der 
öffentliche Dienst und das Be-
rufsbeamtentum zu diesem 
Gesamtkonzept.� MM

Sicherstellung von Mobilität und Versorgung 
bei Sabotage vulnerabler Infrastruktur
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Rückschau

Nachbetrachtungen zu 35 Jahre Deutsche Einheit

Ein Geschenk der Geschichte
Am 3. Oktober 1990, vor nun-
mehr über 35 Jahren, trat der 
ostdeutsche Staat dem Gel-
tungsbereich des Grund
gesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland bei, nach der al-
ten Norm des Art. 23 GG. Nach 
45 Jahren Teilung Deutsch-
lands in zwei politisch und 
wirtschaftlich unterschiedlich 
ausgerichtete Staaten wurde 
die Chance eines aus heutiger 
Sicht historischen Zeitfensters 
genutzt, um die Deutschen in 
Ost und West wieder zusam-
menzuführen.

Je nach ideologischem Blick-
winkel der Betrachtenden, da-
mals wie heute, war es eine 
Vereinigung oder ein „An-
schluss“. Wie auch die Antwort 
auf die Frage, ob die vom da-
maligen Bundeskanzler Hel-
mut Kohl versprochenen „blü-

henden Landschaften“ in den 
ostdeutschen Ländern tatsäch-
lich auch erwachsen sind. Als 
Ostdeutscher aus der Umge-
bung der Bitterfelder Braun-
kohletagebaue und Chemie-
kombinate kann ich Ihnen und 
euch versichern, sie sind!

Aus dem Staub zerfallener In-
nenstädte, dem Dreck maroder 
Industrieanlagen sowie dem 
Schlamm vergifteter Flüsse 
und Tagebaue entstanden im 
Osten, über all die Jahre seit 
der Einheit, innerstädtische 
und landschaftliche Schmuck-
stücke, aber auch moderne In-
dustriebetriebe, die allerdings 
nicht mehr für jede und jeden 
eine Beschäftigung bieten 
konnten. Befeuert durch ideo-
logische Spalter trübte dann 
die Unzufriedenheit über die 
persönliche Situation hier und 

dort den Blick auf das Erblühen 
Ostdeutschlands. Angesichts 
des Verlustes seines Arbeits-
platzes, der ein oder anderen 
Privilegien oder vielleicht auch 
des zu DDR-Zeiten entbeh-
rungsreich instand gehaltenen 

Hauses an einen Alteigen
tümer aus dem Westen oder 
andere systembedingte Ein-
schnitte und Brüche im Le-
benslauf sowie dem persön
lichen Umfeld oder aufgrund 
wirtschaftlicher Unbedarft-

Blühende Landschaften: Surfer auf saniertem 
und geflutetem Tagebau bei Bitterfeld
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Umweltverbrechen durch Volkseigene Betriebe (VEB):  
Entsorgung von Salzsäure aus der Bitterfelder Chlor-Produktion, 1983 
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heit, ist die kritische Betrach-
tung dieser Zeit und ihrer Fol-
gen an der ein oder anderen 
Stelle sogar nachvollziehbar 
und verständlich.

Und von einem „Anschluss“ 
kann man schon deswegen 
nicht sprechen, da die Ostdeut-
schen nach der Friedlichen Re-
volution im Herbst 1989, der 
erzwungenen Streichung des 
kommunistischen Führungsan-
spruches aus der DDR-Verfas-
sung sowie der erkämpften 
ersten freien Volkskammer-
wahl, am 18. März 1990 mehr-
heitlich für Parteien stimmten, 
die sich bereits zu diesem Zeit-
punkt offen gegen weitere so-
zialistische Experimente oder 
eine „bessere DDR“ (wie auch 
immer die funktionieren sollte) 
gewandt hatten und stattdes-
sen für eine schnelle Wieder-
vereinigung eintraten. Der spä-
tere SPD-Bundesinnenminister 
Otto Schily war es, der noch an 
diesem Wahlabend in der ARD 
den ostdeutschen Wählerin-

nen und Wählern, wie Äffchen 
im Urwald, dafür eine Banane 
vorhielt und schnodderig ihre 
Wahlentscheidung für die 
„Allianz für Deutschland“ aus 
CDU, DSU und DA verächtlich 
machte, indem er ihren 
Wunsch nach Freiheit und 
schneller Wiedervereinigung 
auf einen schnöden materiel-
len Beweggrund reduzierte. 
Für viele Ostdeutsche das erste 
Symbolbild westdeutscher Ar-
roganz, des „Besserwessis“.

Auch für uns, damals noch 
Jugendliche, waren diese Um-
brüche prägend. Als der Autor 
mit der Einführung des drei-
gliedrigen Schulsystems in 
seiner anhaltischen Heimat 
zum Schuljahr 1991/92 auf das 
neu geschaffene Gymnasium 
wechselte, stellten sich in der 
neuen Klasse alle Schülerinnen 
und Schüler vor. Natürlich er-
zählte man auch etwas über 
seine Familie. Schnell die Er-
nüchterung: Jeder meiner Mit-
schülerinnen oder Mitschüler 
hatte, wie auch ich, mindes-
tens einen Elternteil, der von 
Arbeitslosigkeit betroffen war. 
Oftmals zog sich dieses Thema 
durch die restliche Schulzeit, 
sorgte bei uns jedoch für die 
notwendige Motivation, unsere 
schulischen und beruflichen 
Chancen zu ergreifen, nötigen-
falls auch in einer anderen Re-
gion oder im Ausland. Denn 
egal in welchem Land oder Sys-
tem, Bildung kann dir keiner 
wegnehmen!

Schon während der Ableistung 
des Grundwehrdienstes 

1996/97 war für uns die damals 
leidige Ost-West-Einteilung der 
Menschen bereits Geschichte, 
die Kameraden kamen stattdes-
sen aus Köln, Düsseldorf, Berlin, 
Merseburg, dem Sauerland oder 
„MeckPomm“. Für die Bundes-
wehr als „Armee der Einheit“ 
sollte die deutsche Teilung je-
doch noch bis 2005 bestehen, 
dann erst verschwand mit der 
Einführung des TVöD das unsäg-
liche „Tarifgebiet Ost“ im Bun-
desangestelltentarifvertrag 
(BAT) und die geringere Entloh-
nung von Zeit- und Berufssolda-
ten in den neuen Bundeslän-
dern (1991 nur 60 Prozent, 1997 
immerhin „schon“ 85 Prozent 
der Westbezüge). Abgesehen 
davon, dass man das aus der 
Ost-Armee in die Bundeswehr 
übernommene militärische 
Fachpersonal zuvor um zwei 
Dienstgrade degradiert hatte. 
Auch aus heutiger Sicht eine 
durchaus schäbige Geringschät-
zung und Herabwürdigung ost-
deutscher Kompetenzen und 
Lebensläufe, die sich, da auch in 
anderen Bereichen üblich gewe-
sen, bis heute flächendeckend in 
Wahlergebnissen, rechts wie 
links, niederschlagen.

Ob Aufbauhelfer oder Glücks-
ritter, ob genutzte Berufs- und 
Bildungschancen oder Lang-
zeitarbeitslosigkeit, ob aus 
dem Schoko-Keks-Riegel „Rai-
der“ nun „Twix“ wurde und 
sich ansonsten nur die Post-
leitzahl änderte: Der Eini-
gungsprozess lief auf beiden 
Seiten nicht ohne Veränderun-
gen oder Opfer ab. Mal mehr, 
mal weniger. Und ja, natürlich 
sind Ostdeutsche grundsätz-
lich dankbar für die langjähri-
gen Transferzahlungen und die 
erfahrene, westdeutsche Auf-
bauhilfe in Wirtschaft und öf-
fentlicher Verwaltung. Auch 
wenn das zwecks „Meinungs-
bildung“ in überwiegend aus 
dem Westen geführten Presse- 
und Medienhäusern oftmals 
zu kurz kam und stattdessen 
stets Einzelmeinungen als 
emotionaler Beleg für den ver-
meintlichen Undank der Ost-
deutschen dargestellt oder der 
„Solidaritätszuschlag“ auf die 

Einkommenssteuer (der übri-
gens auch im Beitrittsgebiet 
eingezogen wurde) als ursäch-
lich für den oftmals politisch 
verschleppten, wirtschaftli-
chen Strukturwandel in man-
chen Regionen Westdeutsch-
lands benutzt wurden.

Ob Ost oder West, ob „neue“ 
oder „alte“ Bundesländer, ob 
Deutschland oder Europa, jede 
und jeder hat sein persönliches 
Erleben und seine Sicht auf 35 
Jahre deutsche Einheit. Auch 
das ist gelebte Vielfalt in un
serem Land. Statt daher nur 
auf die vergangenen Jahre zu 
schauen und uns über die Er-
folge und Misserfolge oder die 
vermeintlich „richtige“ Sicht-
weise auf die deutsche Einheit 
und den fortlaufenden Eini-
gungsprozess zu streiten oder 
gegenseitig zu belehren, soll-
ten wir vielleicht wieder mehr 
miteinander über unsere Zu-
kunft sprechen, über Zuversicht 
und Zukunftschancen, aber 
auch über Sorgen und Nöte.

Denn nur gemeinsam können 
wir die anstehenden Heraus-
forderungen der Zukunft durch 
den demografischen Wandel, 
den Erhalt der globalwirt-
schaftlichen Wettbewerbsfä-
higkeit und unseres sozialen 
Wohlstandes, den technologi-
schen Fortschritt sowie die kli-
matischen Veränderungen be-
wältigen.� MM

Otto Schily hält den Ostdeutschen 
eine Banane vor.
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Einkleidung ostdeutscher  
Wehrdienstleistender in Bundes-
wehruniform, September 1990
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Seminar der Seniorenvertretung

Zwischen Sicherheit und Wandel

Das seniorenpolitische Seminar 
des DBB NRW fand Ende Sep-
tember in Mönchengladbach 
statt. Neben den inhaltlichen 
Themen war wie immer ein wei-
terer Schwerpunkt der Erfah-
rungs- und Meinungsaustausch 
mit den Vertretern der Fach
gewerkschaften im DBB NRW.

Digitale Welt – 
KI: Fluch oder Segen?

Mit Kim Lara Diehl hatte die 
dbb akademie eine sehr qualifi-
zierte Referentin engagiert, die 
schnell erkannte, mit welch in-
teressierter und engagierter 
Teilnehmergruppe sie es zu tun 
hatte. Wenngleich keine Teil-
nehmerin beziehungsweise 
kein Teilnehmer reklamierte, 
in der weiten und komplexen 
Thematik der KI über besonde-
res Vorwissen oder gar Tiefen-
wissen zu verfügen, war doch 
schnell feststellbar, wie weit je-
der im täglichen Leben mit der 
IT/KI konfrontiert und befasst 
ist. Und sie auch bewusst und 
gezielt oder auch unbewusst, 
weil selbstverständlich, bereits 
anwendet und nutzt. Im ersten 
Themenblock wurden die Mög-
lichkeiten der künstlichen Intel-
ligenz aufgezeigt. Hieran 
schloss sich eine spannende 
Diskussion über mögliche Vor-
teile und Gefahren der KI an. 
Spannend auch deswegen, weil 
im Meinungsaustausch Aspekte 
angesprochen wurden, auf die 
man womöglich auf Anhieb gar 
nicht käme. Dies waren zum 
Beispiel moralische, ethische, 
ökologische, arbeitsrechtliche 

und wirtschaftliche Betrachtun-
gen, welche die Nutzung von KI 
mit sich bringt.

Aktuelles aus dem  
DBB NRW

Roland Staude, 1. Vorsitzender 
des DBB NRW, berichtete über 
aktuelle Entwicklungen und 
die anstehenden Tarifverhand-
lungen. Die Angriffe auf das 
Berufsbeamtentum gehen 
weiter und die Lage bleibt an-
gespannt. Offensichtlich sollen 
die Beamtinnen und Beamten 
dazu dienen, von anderen gra-
vierenden Problemen im Land 
abzulenken. Exemplarisch 
nannte Roland Staude CDU-
Generalsekretär Carsten Linne-
mann: Dieser möchte die Zahl 
der Beamten reduzieren, um 
unter anderem Besoldungs- 
und Pensionsleistungen zu re-
duzieren. Roland Staude wies 
darauf hin, dass gerade der 
DBB NRW in seinen Gesprä-
chen zur Modernisierung des 
öffentlichen Dienstes diesem 
Thema seit jeher offen gegen-
übersteht. Hierbei aber erklär-
termaßen dies immer kritisch 
und konstruktiv. Dass dem so 
ist, zeigen deutlich die durch-
aus guten und vertrauensvol-
len Gespräche mit allen demo-
kratischen Parteien im Landtag 
NRW. Das Festhalten am Be-
rufsbeamtentum unter Beach-
tung der hergebrachten verfas-
sungsrechtlichen Grundsätze 
sowie dessen zeitgemäßer 
Weiterentwicklung ist gerade 
in der gegenwärtig sehr be-
wegten Zeit dringend geboten.

Demokratie am Scheide-
weg – Position und Rolle 
des dbb?

Durchaus noch unter dem Ein-
druck der wenige Tage vor Se-
minarbeginn in NRW stattge-
fundenen Kommunalwahlen 
und deren ergebnismäßigen 
Ausgang erfolgte eine intensive 
und lebendige Diskussion, de-
ren Dauer den eigentlich 
geplanten Zeitrahmen hätte 
sprengen können, wären die 
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer am Ende nicht so diszipli-
niert gewesen. Zunächst wurde 
das Erstarken der AfD im ge-
samten Land NRW mit nahezu 
15 Prozent Zustimmung der 
Wählerinnen und Wähler fest-
gestellt. Interessant waren 
ganz besonders auch die Dis-
kussion über vermeintliche 
Gründe, die viele Menschen 
veranlassen, sich den „Extre-
men“ zuzuwenden. Protest und 
Enttäuschung sind nach Auffas-
sung vieler Seminarteilnehmer 
Ursachen, sich von den Volks-
parteien abzuwenden. Eine 
Vielzahl von Beispielen wurde 
hierzu geliefert. So seien die 
Menschen enttäuscht über die 
Zustände im infrastrukturellen 
Bereich (Straßen, Schulen, Kin-
dergärten, Brücken, Nah- und 
Fernverkehr, die Qualität der 
stattlichen Dienstleistungen, 
insbesondere deren Dauer), der 
Bürokratismus in Deutschland 
überhaupt, aber auch der Um-
gang mit den Herausforderun-
gen der Migration. Einhellig 
waren die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer der Meinung, dass 

der DBB NRW sich diesbezüg-
lich nicht davor scheuen sollte, 
weiterhin Fakten zu erkennen 
und zu benennen.

Sicherheit im Alter

Jörg Stenczl, Kriminalhaupt-
kommissar aus Dortmund, 
hielt einen Vortrag über die 
Sicherheit im Alter. Er zeigte 
anschaulich die vielen Facetten 
auf, wie gerade Seniorinnen 
und Senioren Opfer durch er-
hebliche kriminelle Energie 
werden und ihres Geldes be-
raubt werden können. Die 
Facetten reichen vom Schock-
anruf bis zur Erschleichung von 
Vorsorgevollmachten. Trotz der 
vielen Versuche, insbesondere 
Seniorinnen und Senioren mit 
dieser Thematik vertraut zu 
machen und sie zu sensibilisie-
ren, sind die Kriminellen so un-
glaublich kreativ, dass ihnen 
immer noch und viel zu viele 
ältere Menschen auf den Leim 
gehen. Herr Stenczl präsentier-
te einen Mitschnitt eines rea-
len Schockanrufes, der selbst 
dem nicht betroffenen Zuhörer 
das Blut gefrieren ließ. Da 
wundert es dann nicht, dass 
hierauf reingefallen wird und 
viel Geld den Besitzer wech-
selt, in der Hoffnung, der Toch-
ter, dem Sohn oder dem Enkel-
kind aus unglücklicher und 
schlimmer Lage zu helfen. Es 
bestand Einigkeit, das Thema 
auch anderen im dbb organi-
sierten Seniorinnen und Senio-
ren näherzubringen.�
�
� HM

Seminarteilnehmer in Mönchengladbach
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Arbeitsgemeinschaft CDA-DBB NRW

Neuwahl des Vorstandes
Die Arbeitsgemeinschaft der 
Christlich-Demokratischen Ar-
beitnehmerschaft (CDA) und des 
DBB NRW (CDA-DBB-AG) bleibt 
unter dem Vorsitz von Astrid 
Walter-Strietzel. Auf einer Mit-
gliederversammlung wurde sie 
von den anwesenden Mitglie-
dern einstimmig wiederge-
wählt. Stellvertreter wurden 
Erich Rettinghaus, Sandra van 
Heemskerk und Michael Nabbe-
feld. Zum Schriftführer wurde 
Michael-Franz Knobloch ge-
wählt. Bei den Beisitzern gab es 
einige Veränderungen, Vertre-

ter/innen verschiedener DBB 
Gewerkschaften hatten ihr Inte-
resse an der Mitarbeit bekun-
det. Aktuelles aus dem Landtag 
konnte Jörg Blöming MdL be-
richten, der aufgrund seiner 
Aufgabenfelder im Landesparla-
ment auch treuer Gesprächs-
partner und Gast bei DBB Veran-
staltungen ist. Die CDA ist der 
Sozialflügel der CDU. Ihre Mit-
glieder engagieren sich vor al-
lem in der Sozial- und Gesell-
schaftspolitik: für sichere und 
auskömmliche Renten, für eine 
auf Beschäftigung ausgerichte-

te Arbeitsmarktpolitik, für Ge-
sundheitsschutz in der Arbeits-
welt, für eine menschenwürdige 
Pflege, für verlässliche und soli-
darische Sozialversicherungen. 
Die CDA ist eine Vereinigung der 
CDU und ihr eng verbunden. Sie 
ist die Stimme der Beschäftig-
ten und ihrer Familien in der 

CDU. Bundesvorsitzender ist 
Karl-Josef Laumann. Er ist ge-
wähltes Mitglied des Präsidiums 
der CDU. Die Arbeitsgemein-
schaft CDA-DBB fungiert dabei 
als Schnittstelle der im DBB 
NRW gewerkschaftlich organi-
sierten Mitglieder mit dem 
Sozialflügel der CDU.� MM

Mahn- und Gedenkstätte Düsseldorf

„gefährdet leben – queere Menschen 1933 bis 1945“
Beim Gedenken an die Opfer 
des Nationalsozialismus im 
Deutschen Bundestag standen 
2023 erstmals die queeren Op-
fer im Fokus. Diese historisch-
dokumentarische Ausstellung 
knüpft an dieses wichtige erin-
nerungspolitische Signal an und 
macht das Thema der Ausgren-
zung und Verfolgung queerer 
Menschen in den Jahren 1933 
bis 1945 einem breiten Publi-
kum zugänglich. Daran erinnert 
bis zum 5. Juli 2026 eine Aus-
stellung der Bundesstiftung Ma-
gnus Hirschfeld in der Mahn- 
und Gedenkstätte Düsseldorf, 
Mühlenstraße 29, 40213 Düs-
seldorf, ergänzt um „Queeres 
Leben in Düsseldorf – von den 
Goldenen Zwanzigern bis 1945“. 

Die vielfältigen und ambivalen-
ten Lebensgeschichten queerer 
Menschen in der Zeit von 1933 
bis 1945 werden anhand von 
Dokumenten, Grafiken, Foto-

grafien und Zitaten nachge-
zeichnet, darunter auch bislang 
unveröffentlichtes Material. 
Die Ausstellung bietet sowohl 
einen breiten Überblick als 
auch tiefergehende Einblicke in 
Biografien sowie aktuelle For-
schungsergebnisse. Hier wird 
deutlich, wie das Leben vieler 
queerer Menschen durch staat-
liches Handeln gebrochen und 
zerstört wurde. Erzählt wird 
aber nicht nur die Verfolgungs-
geschichte, sondern auch Wege 
der Selbstbehauptung in einer 
widrigen Lebensrealität bis in 
die Nachkriegszeit. 

Emanzipation, Bürgerrechtsbe-
wegung und die Entwicklung 
einer lokalen Szene fanden 
nicht nur in Berlin statt. Auch 
in Düsseldorf, der modernen 
Großstadt am Rhein, fasste 
der „Freundschaftsbund“ Fuß, 
Lokale etablieren sich und Zeit-
schriften wie „Die Freundin“ 

oder „Der Freund“ waren am 
Zeitschriftenstand erhältlich. 
Der „Tosca-Palast“ an der 
Rethelstraße war in aller Mun-
de und liberaler Rückenwind 
kam auf. Mit der Machtüber-
nahme der Nationalsozialisten 
im Januar 1933 endete diese 
Entwicklung schlagartig. Die 
Presse wurde verboten und an 
Tanzabende sowie Treffen in 
der Öffentlichkeit war nicht 
mehr zu denken. Die queere 
Community wurde gedemü-
tigt, verfolgt und gezwungen, 
sich zu verstecken. 

Am 28. Juni 1935 wurde die 
Verschärfung des Strafrechts-
paragrafen 175 auf den Weg 
gebracht, die im September 
1935 in Kraft trat. Fortan wur-
den nicht nur sogenannte „bei-
schlafähnliche Handlungen“, 
sondern allgemein „homosexu-
elle Handlungen“ kriminali-
siert. Diese Normierung wurde 
in Ostdeutschland bis 1949, in 
der Bundesrepublik bis 1969 
unverändert angewandt, der 
Paragraf erst 1994 aus dem 
Strafgesetzbuch gestrichen. In 
einigen Fällen reichte für eine 
Verurteilung bereits ein flüchti-

ger Blickaustausch oder ein kur-
zes Gespräch. Im Sommer 1937 
verdichtete sich der Terror: 
Mit der Festnahme von Karl 
Carduck und seinen Freunden 
begannen die Massenverhaf-
tungen vermeintlich schwuler 
Männer in Düsseldorf. Bei der 
Verfolgung mutmaßlicher Ho-
mosexueller waren Kriminal
polizei, Geheime Staatspolizei 
(Gestapo) und Strafjustiz 
gleichzeitig tätig. Allein die Ge-
stapo verhaftete in Düsseldorf 
etwa 400 Männer wegen „ho-
mosexueller Handlungen“. 
Viele von ihnen wurden als 
„Berufsverbrecher“ stigmati-
siert und in der Haft vor die 
Wahl gestellt: „KZ oder Kastra-
tion“, auch daran erinnert die 
Ausstellung. Düsseldorf wurde 
die Stadt mit den meisten Fest-
nahmen nach § 175 in ganz 
Westdeutschland, die heutige 
Landeshauptstadt zur Hoch-
burg schwuler Verfolgung.

Eingerahmt wird die Schau von 
der Installation „Zwang und 
Zeichen“ (#zwangundzeichen) 
von der Installationskünstlerin 
und Bühnenbildnerin Saskia 
Holte.� MM

CDA-Landesgeschäftsführer Daniel Güttler, Michael-Franz Knobloch,  
Astrid Walter-Strietzel, Sandra van Heemskerk, Jörg Blöming MdL
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„Rosa Winkel“ im KZ – Kunstinstallation „Zwang und Zeichen“ von Saskia Holte
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Kommunalwahl

Austausch mit den Oberbürgermeisterkandidaten 
von CDU und Grünen
Der Kreisvorstand traf sich im 
Vorfeld der Stichwahlen am 
28. September 2025 mit den Be-
werbern um das Amt des Müns-
teraner Stadtoberhauptes. Der 
CDU-Bewerber Dr. Georg Lune-
mann, seines Zeichens LWL-
Direktor, und der Kandidat von 
Bündnis 90/Die Grünen, Tilman 
Fuchs, der als Dezernent im 
Kreis Steinfurt tätig ist, standen 
für den politischen Dialog Rede 
und Antwort. Im Mittelpunkt 
des Austauschs standen die 
Themen „Moderne Verwaltung“ 
und „Schulentwicklung“. Beson-
deres Gewicht lag auf der Stär-

kung des gegliederten Schulwe-
sens, inklusive der beruflichen 
Bildung. Richarda Holz und Jörn 
Brüggemann (beide vlbs) hoben 
die notwendige Gleichwertig-
keit von beruflichen und akade-
mischen Bildungswegen hervor. 
„Nur so kann Münster als 
Oberzentrum Westfalens wei-
terhin ein attraktiver Ausbil-
dungsstandort bleiben“, so die 
Vertreter des Berufsschullehrer
verbandes. Der DBB Kreisvorsit-
zende Meik Bruns sowie Micha-
ela Kleine Kreutzmann (beide 
PhV) unterstrichen die Bedeu-
tung der Wertschätzung des 

Leistungsgedankens: „Individu-
elle Förderung bedeutet auch 
Exzellenzförderung.“ Die Pro
blematik des fehlenden und 
teuren Wohnraums griff die 
stellvertretende DBB Kreisvor-
sitzende Cathrin Engelhardt 
(DSTG) auf. Sie machte deutlich, 
dass bezahlbarer und nachhalti-
ger Wohnraum sowohl für Aus-
zubildende als auch für junge 
Familien und Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst dringend 
benötigt werde. Dr. Georg Lune-
mann und Tilman Fuchs beton-
ten die enge Verbindung zwi-
schen guter Bildungspolitik, 

attraktiven Arbeitsbedingungen 
für Beschäftigte und einer vor-
ausschauenden Wohnungspoli-
tik für den Standort Münster. 
Beide Politiker sagten zu, den 
politischen Dialog mit dem DBB 
Münster fortzuführen und 
gemeinsam konkrete Lösungs
ansätze für Münster zu bespre-
chen. Tilman Fuchs setzte sich 
in der Stichwahl mit 57,91 Pro-
zent der Stimmen gegen CDU-
Kandidat Georg Lunemann 
durch. Er trat bereits am 1. No-
vember die Nachfolge von 
Markus Lewe als Stadtober-
haupt von Münster an.� MB

Trafen sich zum kommunalpolitischen Austausch im „Grünen Zentrum“ an der 
Windhorststraße: Oberbürgermeisterkandidat Tilman Fuchs (Mitte, sitzend) 
und Mitglieder des DBB Kreisvorstandes

Stand zum politischen Austausch im „Café Georg“ an der Hammer Straße mit 
dem DBB Kreisvorstand zur Verfügung: Dr. Georg Lunemann (CDU)
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